
ENTSCHEIDENDE 
INFORMATIONEN
aus wichtigen Rechtsgebieten III/2024

„Der aufgrund einer Annullierung bestehende Anspruch auf Erstattung der 
Flugscheinkosten umfasst sowohl die Kosten des Hinflugs als auch die Kos-
ten des Rückflugs, wenn Hin- und Rückflug Gegenstand einer einheitlichen 
Buchung sind, über die ein einziger Flugschein ausgestellt worden ist. Dies 
gilt unabhängig davon, von welchem Ort aus der Rückflug vorgesehen war“, 
entschied der Bundesgerichtshof (BGH).

Dieser Entscheidung lag der nachfolgende Sachverhalt zugrunde: Die Reisenden hatten 
eine bestätigte einheitliche Buchung für Hinflüge von München über Madrid und Bogotá 
nach Quito sowie für Rückflüge von Quito über Bogotá nach München. Die Buchung 
erfolgte über ein Reisebüro und der Preis für die Flugtickets betrug ca. 4.800 €. Das 
Luftfahrtunternehmen der ersten Teilstrecke des Hinflugs von München nach Madrid 
annullierte diesen Flug. Die Urlauber verlangten die vollständige Erstattung der Kosten 
für die Hin- und Rückflüge. Das Luftfahrtunternehmen leistete jedoch keine Zahlung. 
Die BGH-Richter bestätigten die Ansprüche der Reisenden in vollem Umfang.

Nach dem Unionsrecht ist eine Fluggesellschaft verpflichtet, für eine große 
Verspätung, d.h. eine Verspätung von mehr als drei Stunden, Ausgleichszah-
lungen zu leisten. Das gilt jedoch nicht, wenn sie nachweisen kann, dass die 
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Verspätung auf „außergewöhnliche Umstände“ zurückgeht, die sich auch dann nicht 
hätten vermeiden lassen, wenn alle zumutbaren Maßnahmen ergriffen worden wären.

So hatte der Europäische Gerichtshof (EuGH) zu entscheiden, ob es sich bei einem Man-
gel an Flughafenpersonal für die Gepäckverladung, der zu einer großen Verspätung eines 
Fluges geführt hat, um einen „außergewöhnlichen Umstand“ handeln kann. Der EuGH 
bejahte dies. Nun ist es Sache des deutschen Gerichts bei dem nachfolgenden Sach-
verhalt zu entscheiden, ob hier ein solcher vorlag. Im Jahr 2021 kam es bei einem Flug 
von Köln-Bonn (Deutschland) zur griechischen Insel Kos zu einer Verspätung von drei 
Stunden und 49 Minuten. Diese Verspätung war auf mehrere Gründe zurückzuführen, 
hauptsächlich aber auf einen Mangel an Personal des Flughafens Köln-Bonn für die 
Gepäckverladung in das Flugzeug.

Selbst wenn das deutsche Gericht feststellen sollte, dass es sich bei dem fraglichen 
Personalmangel um einen „außergewöhnlichen Umstand“ handelt, wird die für die Ge-
päckverladung verantwortliche Gesellschaft zur Befreiung von ihrer Verpflichtung zu 
Ausgleichszahlungen an die Fluggäste Nachweise erbringen müssen. Zum einen, dass 
sich dieser Umstand auch dann nicht hätte vermeiden lassen, wenn alle zumutbaren 
Maßnahmen ergriffen worden wären und zum anderen, dass sie gegen dessen Folgen 
alle der Situation angemessenen Vorbeugungsmaßnahmen ergriffen hat.

Für viele Verträge ist ein variabler Grundzins – also ein Zins, der von der 
Bank an die allgemeine Zinsentwicklung am Markt angepasst werden kann – 
üblich. Insbesondere bei Verträgen mit einer langen Laufzeit müssen solche 
Zinsvereinbarungen transparent gestaltet sein. Denn bei Langzeitverträgen 

haben Verbraucher i.d.R. nicht die Möglichkeit oder sehen keinen wirtschaftlichen Sinn 
darin, kurzfristig auf ein anderes Angebot mit besseren Zinsen umzusteigen.

Gerade in vielen alten Verträgen sind jedoch Vereinbarungen enthalten, die rechtswidrig 
sind, sog. Zinsanpassungsklauseln, Zinsgleitklauseln oder Zinsänderungsklauseln. Diese 
ermöglichen es Banken, den Zins nach eigenem Ermessen anzupassen. Der Bundesge-
richtshof (BGH) hat in mehreren Urteilen klargestellt, dass solche Klauseln unzulässig 
sind, wenn sie den Banken ein einseitiges Anpassungsrecht einräumen, ohne klare und 
transparente Kriterien für die Zinsänderung festzulegen.

Zur Frage, welcher Referenzzinssatz heranzuziehen ist, wenn die im Vertrag vereinbarte 
Zinsklausel keine spezifischen Festlegungen enthält, wie beispielsweise „Die Sparein-
lage wird variabel, z. Zt. mit ... % verzinst“, hat der BGH am 9.7.2024 entschieden. Die 
BGH-Richter bestätigten die Entscheidungen der Oberlandesgerichte, dass die Umlaufs-
renditen inländischer Bundeswertpapiere mit Restlaufzeiten von über 8 bis 15 Jahren 
(Zeitreihe WU9554) den Anforderungen, die an einen Referenzzins für die variable Ver-
zinsung der Sparverträge zu stellen sind, genügen.
Hinweis: Vor diesem Hintergrund sollten u.U. bestehende Prämiensparverträge über-
prüft und ggf. rechtlicher Rat eingeholt werden.

Aufgrund der Regelungen zum Immunitätsnachweis gegen COVID-19 im 
Infektionsschutzgesetz mussten Personen vom 15.3.–31.12.2022 über ei-
nen Impf- oder Genesenennachweis verfügen, die z.B. in folgenden Ein-

richtungen oder Unternehmen bzw. Pflegeeinrichtungen tätig waren: Krankenhäuser, 
Einrichtungen für ambulantes Operieren, Vorsorge- oder Rehabilitationseinrichtungen, 
Dialyseeinrichtungen, Tageskliniken.

Das Bundesarbeitsgericht (BAG) hatte nun zu entscheiden, was passiert, wenn ein Ar-
beitnehmer diesen Nachweis nicht erbringen konnte und der Arbeitgeber den Mitar-
beiter ohne Lohnfortzahlung von der Arbeit freistellte. Die BAG-Richter urteilten, dass 
Betreiber von Pflegeeinrichtungen in der Zeit vom 16.3.–31.12.2022 nicht gegen das 
Coronavirus SARS-CoV-2 geimpfte Mitarbeiter ohne Fortzahlung der Vergütung von der 
Arbeit freistellen durften. Zur Abmahnung dieser Arbeitnehmer waren die Arbeitgeber 
dagegen nicht berechtigt. 
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In einem weiteren Urteil stellte das BAG klar, dass die Zeiten dieser unbezahlten Freistel-
lung bei der Berechnung des Jahresurlaubs zu berücksichtigen sind. Dem Arbeitnehmer 
steht also nur ein anteilig kürzerer Urlaubsanspruch zu.

Kommen die Grundsätze zur privilegierten Arbeitnehmerhaftung zum Tragen, 
hat ein Arbeitnehmer vorsätzlich verursachte Schäden in vollem Umfang 
zu tragen, bei leichtester Fahrlässigkeit haftet er dagegen nicht. Mittlere 
Fahrlässigkeit liegt vor, wenn der Arbeitnehmer die im Verkehr erforderliche 

Sorgfalt außer Acht gelassen hat und der missbilligte Erfolg bei Anwendung der gebote-
nen Sorgfalt vorhersehbar und vermeidbar gewesen wäre. Grob fahrlässig handelt, wer 
die im Verkehr erforderliche Sorgfalt nach den gesamten Umständen in ungewöhnlich 
hohem Maß verletzt und unbeachtet lässt.

Das Landesarbeitsgericht Niedersachsen (LAG) hatte über folgenden Fall zu entscheiden: 
Ein Arbeitnehmer fuhr beim Zurücksetzen mit seinem Firmenfahrzeug auf das BMW-
Cabrio des Geschäftsführers auf. Der BMW war zu dem Zeitpunkt abgemeldet und es 
entstand ein Schaden in Höhe von ca. 2.315 €.

Ein Arbeitnehmer, der beim Rückwärtsfahren mit dem Firmenfahrzeug auf dem öffent-
lich zugänglichen Firmenparkplatz ein dort parkendes Fahrzeug beschädigt, ist mittlere 
Fahrlässigkeit im oberen Bereich vorzuwerfen. Während des Rückwärtsfahrens ist es 
erforderlich, sich permanent durch die Benutzung der Innen- und Außenspiegel sowie 
durch einen Schulterblick darüber zu vergewissern, dass die avisierte Fahrstrecke frei 
von Hindernissen ist. Gegebenenfalls muss sich der Fahrer durch einen Beifahrer oder 
eine dritte Person einweisen lassen. 

Die LAG-Richter entschieden, dass der Arbeitnehmer für den vom ihm verursachten 
Schaden nur anteilig in Höhe von ca. 1.543 € haftet. Die Haftungsbeschränkung ergibt 
sich aus den vom Bundesarbeitsgericht und o.g. aufgestellten Grundsätzen der privile-
gierten Arbeitnehmerhaftung.

In einem Unternehmen gab es eine Kleiderordnung und es wurde für alle 
betrieblichen Tätigkeiten in Montage, Produktion und Logistik funktionelle 
Arbeitskleidung zur Verfügung gestellt. Dazu gehörten u.a. rote Arbeits-

schutzhosen, die in den o.g. Bereichen zu tragen waren. Nachdem ein Arbeitnehmer im 
November 2023 auch nach zwei Abmahnungen weiterhin nicht in der roten Arbeitshose 
erschien, sondern weiterhin eine schwarze Hose trug, kündigte der Arbeitgeber das Ar-
beitsverhältnis ordentlich fristgerecht zum 29.2.2024.

Der Arbeitgeber war aufgrund seines Weisungsrechts berechtigt, Rot als Farbe für die 
Arbeitsschutzhosen vorzuschreiben. Da das allgemeine Persönlichkeitsrecht des Arbeit-
nehmers nur in der Sozialsphäre betroffen war, genügten sachliche Gründe. Ein maß-
geblicher berechtigter Aspekt war die Arbeitssicherheit. Das Unternehmen durfte Rot 
als Signalfarbe wählen, weil der Mitarbeiter auch in Produktionsbereichen arbeitete, in 
denen Gabelstapler fuhren. Aber auch im übrigen Produktionsbereich erhöhte die Farbe 
Rot die Sichtbarkeit der Beschäftigten. Ferner war noch ein weiterer sachlicher Grund 
auf Arbeitgeberseite die Wahrung der Corporate Identity in den Werkshallen.

Der Geschäftsführer einer GmbH kann seine Tätigkeit nur dann selbstständig 
ausüben, wenn er am Gesellschaftskapital beteiligt ist (sog. Gesellschafter-
Geschäftsführer), während bei einem Fremdgeschäftsführer eine selbststän-
dige Tätigkeit grundsätzlich ausscheidet.

Selbst ein Gesellschafter-Geschäftsführer ist aber nicht per se kraft seiner Kapitalbetei-
ligung selbstständig tätig, sondern muss, um nicht als abhängig beschäftigt angesehen 
zu werden, über seine Gesellschafterstellung hinaus die Rechtsmacht besitzen, durch 
Einflussnahme auf die Gesellschafterversammlung die Geschicke der Gesellschaft be-
stimmen zu können.
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Eine solche Rechtsmacht ist bei einem Gesellschafter gegeben, der mindestens 50 v.H. 
der Anteile am Stammkapital hält oder bei einer geringeren Kapitalbeteiligung nach 
dem Gesellschaftsvertrag über eine umfassende („echte“ oder „qualifizierte“), die ge-
samte Unternehmenstätigkeit erfassende Sperrminorität verfügt.

Hiervon kann auch im Falle besonderer Rücksichtnahme aufgrund familiärer Bindungen 
nicht abgesehen werden, selbst wenn der Betroffene faktisch wie ein Alleininhaber die 
Geschäfte der Gesellschaft nach eigenem Gutdünken führt, ohne dass ihn der oder die 
Gesellschafter daran hinderte, er also gleichsam „Kopf und Seele“ der Gesellschaft ist.

Die Richter des Landessozialgerichts Nordrhein-Westfalen (LSG) entschieden daher, 
dass der Geschäftsführer der GmbH, deren alleinige Gesellschafterin seine Ehefrau war, 
sozialversicherungspflichtig war. Diese Entscheidung basierte auf den Regelungen in 
der Satzung und im Anstellungsvertrag. In dem Fall konnte der Geschäftsführer jedoch 
durch seine Rolle als Vermieter der Geschäftsräume und wesentlicher Betriebsmittel 
sowie als Darlehensgeber von über 110.000 € wirtschaftlichen Druck auf seine Frau 
ausüben. Nach Auffassung der LSG-Richter führten aber die möglichen wirtschaftlichen 
Folgen einer Kündigung nicht zu umfassenden Einflussmöglichkeiten, die der Stellung 
eines beherrschenden Gesellschafter-Geschäftsführers entsprochen hätten.

Nach dem Bürgerlichen Gesetzbuch verjähren die Ersatzansprüche des Ver-
mieters wegen Veränderungen oder Verschlechterungen der Mietsache in 
sechs Monaten. Die Verjährung beginnt mit dem Zeitpunkt, in dem er die 
Mietsache zurückerhält.

Nach der Beendigung des Wohnraummietvertrags und Rückgabe der Wohnung am 
8.11.2019 verlangte der Mieter die Rückzahlung der geleisteten Barkaution in Höhe von 
ca. 780 €. Der Vermieter rechnete am 20.5.2020 über die Kaution ab und erklärte die 
Aufrechnung mit – streitigen – Schadensersatzansprüchen wegen Beschädigung der 
Mietsache. Der Mieter berief sich jedoch auf die o.g. Verjährungsregelung.

Der Bundesgerichtshof stellte nun in seinem Urteil v. 10.7.2024 klar, dass Vermieter ver-
jährte Schadensersatzforderungen wegen Beschädigung der Mietsache mit dem Kauti-
onsrückzahlungsanspruch des Mieters verrechnen dürfen. Dies gilt auch dann, wenn der 
Vermieter die Möglichkeit, Schadensersatz in Geld statt einer Reparatur zu verlangen, 
nicht innerhalb der Verjährungsfrist genutzt hat.

In einem Mietvertrag war die Wohnfläche mit 49,18 m² angegeben. Aus An-
lass eines Mieterhöhungsverlangens ließ der Mieter die Wohnung vermes-
sen. Diese Vermessung ergab eine Größe von nur 42,64 m² (13,3 % weniger 
als vereinbart) und der Mieter verlangte daraufhin die Rückzahlung über-
zahlter Miete. Das Gericht bewertete den Balkon zusätzlich nur mit einem 
Viertel und kam daher auf 43,3 m² (11,96 % weniger als vereinbart). 

Die Angabe einer Wohnfläche im Mietvertrag ist als eine Zusicherung anzusehen. Eine 
Abweichung hiervon um mehr als 10 % zum Nachteil des Mieters stellt einen Mangel 
der Mietsache dar, welcher zur Minderung der Miete in dem Verhältnis führt, in dem die 
tatsächliche Wohnfläche die vereinbarte Wohnfläche unterschreitet.

Mit dem Bezug der Wohnung ist noch keine Kenntnis der genauen Größe der Wohnung 
verbunden. Eine konkrete Kenntnis des Mieters von sämtlichen in die Wohnflächenbe-
rechnung einzustellenden Maße ergibt sich jedenfalls nicht ohne Weiteres bereits durch 
den Bezug beziehungsweise die Nutzung der Wohnung. Ein allgemeiner Erfahrungssatz, 
dass bei Bezug einer Wohnung üblicherweise sämtliche Wände und Raumhöhen durch 
den Mieter ausgemessen werden, existiert nicht, so der Bundesgerichtshof (BGH). 

Ein Mieter ist grundsätzlich nicht verpflichtet, anlässlich des Bezugs der Wohnung diese 
vollständig auszumessen, um eine im Mietvertrag enthaltene Wohnflächenangabe zu 
überprüfen. So entschied der BGH im o.g. Fall zugunsten des Mieters. Dieser konnte vom 
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Vermieter die Rückzahlung der infolge einer Minderung in Höhe von 11,96 % überzahlten 
Miete für den geltend gemachten Zeitraum verlangen (hier: ca. 5.500 € nebst Zinsen).

Das Kammergericht Berlin hatte die Frage zu klären, ob der Mieter von La-
denräumen im Erdgeschoss eines Einkaufszentrums ein außerordentliches 
Kündigungsrecht aus wichtigem Grund hat, wenn der Vermieter abweichend 
von der ursprünglichen Konzeption ca. 80 % der Einzelhandelsflächen im 
Obergeschoss in Büros umbaut.

Im Verhältnis zwischen Vermieter und Mieter trägt grundsätzlich der Mieter das Ver-
wendungsrisiko bezüglich der Mietsache. Dazu gehört bei der gewerblichen Miete vor 
allem die Chance, mit dem Mietobjekt Gewinne erzielen zu können. Erfüllt sich die 
Gewinnerwartung des Mieters nicht, so verwirklicht sich damit ein typisches Risiko des 
gewerblichen Mieters, das dieser nicht nachträglich auf den Vermieter verlagern kann. 

Diese im Gewerberaummietrecht angelegte Risikoverteilung ändert sich nicht dadurch, 
dass das vermietete Geschäft in einem Einkaufszentrum liegt und nicht nur der Mieter, 
sondern auch der Vermieter erwartet, die notwendige geschäftsbelebende Funktion des 
Einkaufszentrums werde verwirklicht werden können. Wie auch in anderen Geschäftsla-
gen fällt es in den Verantwortungsbereich des Mieters, als Unternehmer die Erfolgsaus-
sichten eines Geschäftes in der gewählten Lage abzuschätzen.

Das Verwendungsrisiko umfasst auch das Risiko einer Veränderung der Mieterstruktur 
im Umfeld des Mietobjekts, welche der Vermieter vornimmt, um auf die enttäuschte 
Gewinnerwartung auf Grundlage des ursprünglich vorgesehenen Konzepts zu reagieren. 
Es bestand also für den Mieter kein außerordentliches Kündigungsrecht.

Der Erblasser kann ein Testament durch eine eigenhändig geschriebene und 
unterschriebene Erklärung errichten. Zur Errichtung eines gemeinschaft-
lichen Testaments genügt es, wenn einer der Ehepartner das Testament 
in der dort vorgeschriebenen Form errichtet und der andere die gemein-
schaftliche Erklärung eigenhändig mitunterzeichnet. Diese bloße Beitritts-
erklärung bzw. Mitunterzeichnung kann aber nicht als eigenes Testament 
angesehen werden. 

Ferner gilt noch bei gemeinschaftlichen Testamenten: sofern jeder der Beteiligten seine 
Verfügungen selbst geschrieben und unterschrieben hat (die Testamente können dabei 
durchaus auch auf einem einheitlichen Bogen Papier stehen), sind beide Erklärungen 
formwirksam.

So kamen die Richter des Oberlandesgerichts Celle (OLG) zu der Entscheidung, dass 
ein gemeinschaftliches Testament unwirksam ist, wenn ein Ehegatte bei Testaments-
errichtung testierunfähig war. Eine Umdeutung eines aufgrund Testierunfähigkeit (z.B. 
wegen Demenz) eines Ehegatten unwirksamen gemeinschaftlichen Testaments in ein 
Einzeltestament des testierfähigen Ehegatten kommt nicht in Betracht, wenn nur der 
testierunfähige Ehegatte den Wortlaut der letztwilligen Verfügungen eigenhändig ge-
schrieben hat.

In dem vom OLG entschiedenen Fall hatte die Ehefrau das gemeinsame Testament hand-
schriftlich geschrieben und es wurde von beiden Eheleuten eigenhändig unterschrieben. 
Das Gericht stellte fest, dass die Frau zum Zeitpunkt der Testamentserstellung testier-
unfähig und damit das Testament unwirksam war. Es lag auch kein wirksames Einzeltes-
tament des testierfähigen Ehegatten vor, da es von ihm nur unterschrieben worden war.

In einem vom Oberlandesgericht Oldenburg (OLG) entschiedenen Fall war in 
einem Testament u.a. bestimmt, dass die Tochter des Erblassers 1/3 des vor-
handenen Barvermögens erhalten sollte. Das Kapitalvermögen des Erblassers 
(Depotwerte und Bankguthaben) betrug insgesamt 192.108,98 € (Bankgut-

10. Außerordentliches Kündigungs-
recht – Veränderung der Mieterstruk-

tur durch Teilumbau in Bürofläche

11. Gemeinschaftliches Testament – 
Testierunfähigkeit

12. Begriff „Barvermögen“  
im Testament



haben 152.778,88 €, Genossenschaftsanteile 3.000 €, Depotvermögen 34.291,87 €, Bar-
geld 2.038,22 €). Die Tochter war der Auffassung, dass unter dem Begriff „Barvermögen“ 
die gesamten liquiden Mittel, insbesondere sämtliche Guthaben bei Kreditinstituten, 
Wertpapiere und Bargeld im engeren Sinne zu verstehen sind.

„Der Begriff des Barvermögens umfasst heutzutage das gesamte Geld, das sofort, also 
auch über eine Kartenzahlung, verfügbar ist. Wertpapiere fallen nicht unter den Begriff 
des Barvermögens. Vielmehr werden Wertpapiere durch den erweiterten Begriff des Ka-
pitalvermögens mit abgedeckt, der das Barvermögen einschließlich weiterer Kapital-
werte in Geld beschreibt“, entschieden die OLG-Richter. Damit waren das Depotvermö-
gen und die Genossenschaftsanteile nicht als Barvermögen zu bewerten.

In den Versicherungsbedingungen einer Familien-Haftpflichtversicherung 
war bestimmt, dass die Einbeziehung von volljährigen Kindern (mit ab-
geschlossener Berufsausbildung) des Versicherungsnehmers in den Versi-

cherungsschutz voraussetzt, dass sie mit dem Versicherungsnehmer in häuslicher Ge-
meinschaft leben. Zusätzlich wird gefordert, dass eine mitversicherte Person dieselbe 
Meldeadresse wie der Versicherungsnehmer hat.

Das Oberlandesgericht Dresden kam in einem Fall aus der Praxis zu der Entscheidung, 
dass allein eine Meldebescheinigung nicht geeignet ist, auch das Bestehen einer häus-
lichen Gemeinschaft zu belegen. Eine häusliche Gemeinschaft liegt vor, wenn Menschen 
nicht nur vorübergehend zusammenleben und gemeinsam den Haushalt führen. Indizien 
hierfür sind insbesondere die gemeinsame Nutzung von zumindest Teilen des Hausrats 
und der Räume, die Gewährung von Kost und Logis oder finanzieller Mittel, die Dauer des 
gemeinsamen Wohnens und das Befinden persönlicher Gegenstände in der Wohnung.

Das Pfälzische Oberlandesgericht (OLG) hatte bezüglich der Haftungsver-
teilung nach einem Verkehrsunfall über den nachfolgenden Sachverhalt zu 
entscheiden: Ein Traktorfahrer steuerte einen Traktor, der bauartbedingt 

40 km/h schnell fährt. Ein entsprechender Aufkleber war links hinten angebracht. Er 
beabsichtigte, nach links in einen Feldweg einzubiegen und hatte zu diesem Zweck den 
Blinker links gesetzt. Auf der Strecke galt ein Überholverbot mit Ausnahme von Kraft-
fahrzeugen und Zügen, die nicht schneller als 25 km/h fahren können oder dürfen. Beim 
Linksabbiegen kollidierte der Traktor mit einem überholenden Pkw.

Das OLG entschied, dass der Traktorfahrer für die Unfallfolgen mit 25 % und der Pkw-
Fahrer zu 75 % haftet. Zur Begründung führte es aus, dass der Traktorfahrer gegen die 
ihn treffende doppelte Rückschaupflicht – ein Linksabbieger muss sich vor dem Einord-
nen und nochmals unmittelbar vor dem Abbiegen vergewissern, dass das beabsichtigte 
Abbiegen gefahrlos möglich ist – verstoßen hatte. Der Pkw-Fahrer hatte demgegenü-
ber das Überholverbot missachtet und zudem bei unklarer Verkehrslage – diese ergab 
sich aus dem nach links am Traktor gesetzten Blinker – überholt. Die mehrfachen und 
nicht unerheblichen Verstöße gegen Regeln des Straßenverkehrsrechts rechtfertigten 
die überwiegende Haftung des Pkw-Fahrers.
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Basiszinssatz:	 Seit 1.7.2024 = 3,37 %; 1.1. – 30.6.2024 = 3,62 %; 1.7. – 31.12.2023 = 3,12 % 
(§ 247 Abs. 1 BGB)	 Ältere Basiszinssätze finden Sie im Internet unter: http://www.bundesbank.de/info/info_zinssaetze.php

Verzugszinssatz:	 Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern:	 Basiszinssatz + 5-%-Punkte
(§ 288 BGB; seit 1.1.2002)	 Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern (bis 28.7.2014): 	 Basiszinssatz + 8-%-Punkte
		  Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern (ab 29.7.2014): 	 Basiszinssatz + 9-%-Punkte
				    zzgl. 40 € Pauschale

Verbraucherpreisindex:	 2024: Juli = 119,8; Juni = 119,4; Mai = 119,3; April = 119,2; März = 118,6; Februar = 118,1; 
(2020 = 100)	 Januar = 117,6
		 2023: Dezember = 117,4; November = 117,3; Oktober = 117,8; September = 117,8;  
		 August = 117,5	
		 Ältere Verbraucherpreisindizes finden Sie im Internet unter: http://www.destatis.de – Konjukturindikatoren – Verbraucherpreisindex

		 Bitte beachten Sie, dass dieses Informationsschreiben eine individuelle Beratung nicht ersetzen kann!
		  Eventuelle Änderungen, die nach Ausarbeitung dieses Schreibens erfolgen, werden erst in der nächsten Ausgabe berücksichtigt. 
	 Trotz sorgfältiger und gewissenhafter Bearbeitung aller Beiträge übernehmen wir keine Haftung für den Inhalt.
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Nr. Titel Fundstelle

1. Annullierung des Hinflugs – Erstattung sämtlicher Flugkosten bei 
einheitlicher Buchung

BGH, Urt. v. 18.4.2023 – X ZR 91/22 (DE20240702)

2. Große Flugverspätung bei einem Mangel an Flughafenpersonal EuGH, PM 86/24 v. 16.5.2024,
EuGH, Urt. v. 16.5.2024 – C-405/23 (DE20240703)

3. Prämiensparverträge – Referenzzins für Zinsanpassungen BGH, PM 143/2024 v. 9.7.2024, 
BGH, Urt. v. 9.7.2024 – XI ZR 44/23 und XI ZR 40/23 
(DE20240813)

4. Kein Urlaub und keine Bezahlung bei Verstoß gegen die Impfpflicht BAG, PM 16/24 v. 19.6.2024,  
BAG, Urt. v. 19.6.2024 – 5 AZR 192/23, 
BAG, PM 17/24 v. 19.6.2024, 
BAG, Urt. v. 19.6.2024 – 5 AZR 167/23 (DE20240806)

5. Arbeitnehmerhaftung bei Unfall mit einem Firmenfahrzeug LAG Niedersachsen, Urt. v. 10.4.2024 – 2 Sa 642/23 
(DE20240905)

6. Arbeitgeber darf Rot als Farbe der Arbeitsschutzhose vorschreiben LAG Düsseldorf, PM 9/2024 v. 21.5.2024,
LAG Düsseldorf, Urt. v. 21.5.2024 – 3 SLa 224/24 
(DE20240706)

7. Fremdgeschäftsführer in GmbH der Ehefrau ist 
sozialversicherungspflichtig

LSG Nordrhein-Westfalen,  
Beschl. v. 10.4.2024 – L 8 BA 126/23 (DE20240809)

8. Verjährte Schadensersatzforderungen – Aufrechnung  
mit Kaution möglich

BGH, PM 144/2024 v. 10.7.2024,
BGH, Urt. v. 10.7.2024 – VIII ZR 184/23 (DE20240907)

9. Kenntnis einer Wohnflächenabweichung nicht durch Einzug  
in die Wohnung

BGH, Beschl. v. 17.10.2023 – VIII ZR 61/23 (DE20240908)

10. Außerordentliches Kündigungsrecht – Veränderung der 
Mieterstruktur durch Teilumbau in Bürofläche

KG Berlin, Urt. v. 22.5.2023 – 8 U 47/22 (DE20240608)

11. Gemeinschaftliches Testament – Testierunfähigkeit OLG Celle, Beschl. v. 14.3.2024 – 6 W 106/23 DE20240909)

12. Begriff „Barvermögen“ im Testament OLG Oldenburg, Urt. v. 20.12.2023 – 3 U 8/23 
(DE20240513)

13. Familien-Haftpflichtversicherung – mitversicherte erwachsene 
Kinder

OLG Dresden, Beschl. v. 4.4.2023 – 4 U 2595/22 
(DE20240711)

14. Unfall zwischen abbiegendem Traktor und überholendem Pkw OLG Zweibrücken, PM v. 11.7.2024,
OLG Zweibrücken, Beschl. v. 24.4.2024 – 1 U 116/23 
(DE20240910)



Anwaltliche Rechnungen – es reicht  
die Textform

Bis zum 16.7.2024 konnten Rechtsanwältinnen und Rechts-
anwälte die Vergütung nur aufgrund einer von ihr/ihm un-
terzeichneten und dem Auftraggeber mitgeteilten Berechnung 
einfordern. Nach dem Inkrafttreten des Gesetzes zur weiteren 
Digitalisierung der Justiz genügt für die Berechnung seit dem 
17.7.2024 die Textform.

Die Bundesrechtsanwaltskammer teilte auf ihrer Homepage 
mit, dass die Formerleichterung gemäß dem neu gefassten § 10 
RVG im Konflikt mit der verpflichtenden elektronischen Rech-
nungsstellung für B2B-Transaktionen in Form eines struktu-
rierten Datensatzes nach § 14 UStG steht. Diese wurde durch 
das Wachstumschancengesetz eingeführt. Diese Verpflichtung 
betrifft auch Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte und tritt 
mit Übergangsfristen ab dem 1.1.2025, spätestens jedoch zum 
1.1.2028 in Kraft. (BRAK, Mitteilung v. 18.7.2024)

Terminsgebühr für Besprechung

Gemäß Vorb. 3 Abs. 3 Nr. 2 VV-RVG entsteht die Terminsge-
bühr für außergerichtliche Termine und Besprechungen bei 

der Mitwirkung an Besprechungen, die auf die Vermeidung 
oder Erledigung des Verfahrens gerichtet sind; dies gilt nicht 
für Besprechungen mit dem Auftraggeber. Wie insbesondere 
eine – auch telefonisch mögliche – außergerichtliche Bespre-
chung formal ausgestaltet sein muss, um die Terminsgebühr 
auszulösen, ist in Rechtsprechung und Literatur in verschie-
denen Punkten umstritten. Dieses betrifft u.a. die dem Ober-
landesgericht Bamberg am 18.1.2024 vorgelegte maßgebliche 
Frage, ob auch eine auf die Erledigung des Verfahrens gerich-
tete Besprechung nur einer Partei mit dem Gericht ohne Ein-
beziehung der Gegenpartei geeignet ist, den Kostentatbestand 
auszulösen (ablehnend Hessisches Finanzgericht, Beschl. v. 
19.1.2022, 6 Ko 1615/21; OVG Münster, Beschl. v. 3.2.2014, 6 E 
1209/12; bejahend SG Fulda, Beschl. v. 8.3.2011, S 3 SF 60/10).

Der Senat schließt sich der wohl überwiegenden Auffassung 
an, nach der einseitige Gespräche nur einer Partei mit dem 
Gericht keine Besprechung i.S. von Vorb. 3 Abs. 3 Nr. 2 VV-
RVG darstellen. Erforderlich ist vielmehr stets die Beteiligung 
von zumindest zwei am Verfahren Beteiligten mit dem Ziel, 
im Rahmen der Besprechung eine Erledigung des Verfahrens 
herbeizuführen. Dieses ergibt sich sowohl aus der historischen 
Entwicklung des Gebührentatbestands wie auch dessen ge-
setzgeberisch verfolgtem Zweck.
(OLG Bamberg, Beschl. v. 18.1.2024 – 2 WF 177/23)
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